
1. Gegenstand und Umfang der Versicherung
1.1 Der Bayerische Versicherungsverband (Versicherer) gewährt Ver -
sicherungsschutz gegen Schäden, die den Schülern dadurch entstehen,
dass die von ihnen in die versicherte Schule (Ziffer 1.2) eingebrachten
(Ziffer 1.3) Gegenstände (Ziffer 1.4) während einer schulischen Veran-
staltung (Ziffer 1.5) entwendet oder von einem Dritten beschädigt werden. 
Fahrräder, auch mit Hilfsmotor, Kleinkrafträder, soweit es sich nicht um
zulassungspflichtige Fahrzeuge (mit einem Hubraum von nicht mehr als
80 ccm und einer durch die Bauart bedingten Höchstgeschwindigkeit von
nicht mehr als 50 km/h) handelt, gelten nur im Fall des Totaldiebstahls ver-
sichert.

1.2 Als versicherte Schule im Sinne der Ziffer 1.1 gelten alle Schulen, für
die der Versicherungsnehmer den Schulaufwand zu tragen hat. Zum
Schulaufwand im Sinne dieser Bestimmung gehören insbesondere die
Aufwendungen für die Schulanlage und deren Ausstattung sowie für den
sonstigen schulischen Sachbedarf.

1.3 Ein Gegenstand ist in die Schule eingebracht, wenn er
1.3.1 innerhalb des Schulgrundstückes in den von der Schulleitung
bestimmten Räumen oder Abstellplätzen aufbewahrt wird oder
1.3.2 bei Veranstaltungen der Schule außerhalb des Schulgrundstückes,
jedoch innerhalb Europas, an einem von dem Lehrpersonal bestimmten
Ort abgelegt und entsprechend den jeweiligen Umständen in ausreichen-
dem Maße beaufsichtigt worden ist.

1.4 Von der Versicherung werden nur die im Versicherungsschein be -
zeichneten Gegenstände erfasst. Fahrzeuge sind gegen Entwendung nur
dann versichert, wenn sie in verkehrsüblicher Weise durch ein Schloss
gesichert worden sind.

1.5 Als schulische Veranstaltung im Sinne der Ziffer 1.1 gelten alle Ver -
anstaltungen, die vom Versicherungsschutz der gesetzlichen Schülerun-
fallversicherung erfasst werden. In Abweichung zu Ziffer 1.1 wird Ver -
sicherungsschutz auch dann gewährt, wenn ein in das Schulgrundstück
eingebrachter Gegenstand nach Beendigung der schulischen Veranstal-
tung in der Schule verbleibt, vorausgesetzt, dass der Verbleib in der Schu-
le üblich und von der Schulleitung ausdrücklich angeordnet bzw. geneh-
migt worden ist (z.B. Hausschuhe, Turnzeug, Zeichenmaterial usw.). Für
Gegenstände, die während der Ferien im Schulgrundstück verbleiben,
besteht kein Versicherungsschutz.

2. Versicherungswert
2.1 Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungspreis (Neuwert).

2.2 Für Gegenstände, die älter sind als 3 Jahre, ist der Versicherungs-
wert nur der Zeitwert, wenn der durch einen Abzug für Alter, Abnutzung
und Gebrauch sich ergebende Wert unter 50 Prozent des Wiederbeschaf-
fungspreises liegt.

3. Leistungen des Versicherers
3.1 Bei Entwendung eines Gegenstandes wird der Versicherungswert
ersetzt; bei Beschädigung eines Gegenstandes werden die Instandset-
zungskosten bis zur Höhe des Versicherungswertes übernommen. Für
Nebenkosten (z.B. Kosten eines Ersatzfahrzeuges, Verdienstausfall usw.)
wird kein Ersatz geleistet.

3.2 Die Versicherungsleistung wird durch die Versicherungssumme so -
wie die für die versicherten Gegenstände jeweils vereinbarten Höchst -
beträge begrenzt.

3.3 Je Schadenfall gilt eine Selbstbeteiligung von 25 Euro.

3.4 Kann der geschädigte Schüler durch eine andere Versicherung
(z.B. Hausratversicherung oder Fahrzeugversicherung) Ersatz erlangen,
ist der Versicherer insoweit von einer Leistungspflicht frei.

3.5 Brillenschäden sind nur insoweit berücksichtigungsfähig, als die
Krankenkasse bzw. der Träger der gesetzlichen Schülerunfallversiche-
rung ihre Leistungen voll erfüllt haben und diese zur Deckung der entstan-
denen Kosten nicht ausgereicht haben.

3.6 Wird ein entwendeter Gegenstand, für den bereits eine Entschädi-
gung geleistet wurde, wieder beigebracht, so ist der Entschädigungs -
betrag dem Versicherer zurückzuerstatten.

4. Anzeigepflicht
4.1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen,
nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1
stellt.
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf  den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt
oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge -
schlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich
der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

4.2 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen
Um ständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag
zurückzutreten.
4.2.1 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.
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4.2.2 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte.
4.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf  er
den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte
Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem
Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht.

4.3 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf  Vorsatz noch auf  grober Fahr-
lässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte.

4.4 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf  Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestand-
teil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungs-
periode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers fristlos in Textform kündigen.

4.5 Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 4.2 bis 4.4 zustehenden
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis
erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf  die er seine Erklärung
stützt; er darf  nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner
Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist.
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 4.2 bis 4.4 nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf  die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat.
Der Versicherer kann sich auf  die in den Ziffern 4.2 bis 4.4 genannten
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

4.6 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem
Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis zum Wirksamwerden
der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

5. Gefahrerhöhung
5.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragser-
klärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls
oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte
Inanspruch nahme des Versicherers wahrscheinlicher wären.
Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen,
wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versi-
cherer vor Vertragsschluss gefragt hat.
Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 5.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert
gelten soll.

5.2 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf  der Versicherungsneh-
mer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhö-
hung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige
Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.
Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unab-
hängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt
hat.

5.3 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Ziffer 5.2,
kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt
hat. Beruht die Verletzung auf  einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Der Versicherer kann nicht kündigen, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Ziffer 5.2
bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat kündigen.

5.4 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der
Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden
erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr
ausschließen.
Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder
schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, so
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist in
Textform kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf  dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

5.5 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpas-
sung erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis
des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn
der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestan-
den hat.

5.6 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Pflichten nach Ziffer 5.2 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das
Nichtvor liegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer
zu beweisen.

5.7 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 5.1 ist der Versicherer bei vor-
sätzlicher Verletzung der Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte
zugegangen sein müssen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine
Pflichten grob fahrlässig, so gelten Ziffer 5.6 Satz 2 und 3 entsprechend.
Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die
Gefahrerhöhung zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt war.

5.8 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner bestehen,
5.8.1 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhö-
hung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den
Umfang der Leistungspflicht war oder
5.8.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt
war.

6. Beitrag
6.1 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter
Zahlung oder Nichtzahlung des Einmal- oder Erstbeitrags
6.1.1 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in
Ziffer 6.1.3 und 6.1.4 zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt.
6.1.2 Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem Beste-
hen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des verein-
barten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn
zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-
schluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Vertrags-
schluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst,
nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers
oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag
frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu 
zahlen.
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate als ers-
ter Beitrag.
6.1.3 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Ziffer 6.1.2
maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom
Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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6.1.4 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei-
trag nicht zu dem nach Ziffer 6.1.2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt
zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetre-
tenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Ver -
sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf  diese Rechtsfolge
der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. Die Leistungs-
freiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat.
6.1.5 Soll der Versicherungsschutz vor diesem Zeitpunkt beginnen, so be -
darf  es einer schriftlichen Zusage des Versicherers (vorläufige Deckung).
Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn nicht der dort
angegebene Beitrag zuzüglich Versicherungssteuer innerhalb der hierfür
angegebenen Frist bei dem Versicherer eingegangen ist.

6.2 Folgebeitrag
6.2.1 Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen
Versicherungsperiode fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.
6.2.2 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags
in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug
entstandenen Schadens zu verlangen.
6.2.3 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
6.2.3.1 Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht recht-
zeitiger Zahlung eines Folgebeitrags auf  dessen Kosten in Textform zur
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die Mah-
nung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und
außerdem auf  die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht
– aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.
6.2.3.2 Tritt nach Ablauf  der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein
Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kos-
ten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
6.2.3.3 Der Versicherer kann nach Ablauf  der in der Mahnung gesetzten
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit so -
fortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zah-
lung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden
werden, dass sie mit Fristablauf  wirksam wird, wenn der Versicherungs-
nehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf  ist der
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.
6.2.4 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer
innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Frist-
bestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Frist -
ablauf  die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des
Versicherers (Ziffer 6.2.3.2) bleibt unberührt.

6.3 Ratenzahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Bei-
trag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.
Ist die Ratenzahlung vereinbart, so gelten ausstehende Raten als gestun-
det. Sie werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer in Verzug
gerät oder soweit eine Entschädigung fällig ist.

6.4 SEPA-Lastschrift
6.4.1 Ist zur Einziehung des Beitrags das SEPA-Lastschriftverfahren ver-
einbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fällig-
keit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.
6.4.2 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass einer oder
mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezo-
gen werden können, ist der Versicherer berechtigt, die SEPA-Lastschrift-
vereinbarung in Textform zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündi-
gung darauf  hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist,
den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln.
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenes
SEPA-Lastschriftverfahren können dem Versicherungsnehmer in Rech-
nung ge stellt werden.

6.5 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf  der
vereinbarten Dauer steht dem Versicherer dafür nur derjenige Teil des
Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz
bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt wegen
einer Anzeigepflichtverletzung oder durch Anfechtung des Versicherers
wegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer der Beitrag
bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu.
Tritt der Versicherer wegen Fälligkeit des Beitrags zurück, kann er eine
angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

Kündigt der Versicherungsnehmer nach Eintritt eines Versicherungsfalls,
so hat der Versicherer nur Anspruch auf  den Teil des Beitrags, der der
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Kündigt der Versicherer, so hat er
den Beitrag für das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis der
noch nicht abgelaufenen zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres
zurückzuzahlen.

7. Dauer und Ende des Vertrages
7.1 Die Versicherung besteht für die vereinbarte Dauer. 

7.2 Beträgt diese mindestens ein Jahr, so verlängert sie sich um ein Jahr
und weiter von Jahr zu Jahr, wenn die Versicherung nicht drei Monate vor
Ablauf  durch eine Partei in Textform gekündigt wird. Ein Versicherungs-
vertrag, der für eine Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen ist,
kann zum Ende des dritten oder jedes darauffolgenden Jahres unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

8. Überversicherung
8.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten
Sachen erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versiche-
rungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die
Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

8.2 Von diesem Zeitpunkt an ist für die Höhe des Beitrags der Betrag
maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Ver-
trag von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

8.3 Hat der Versicherungsnehmer eine Überversicherung in der Absicht
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. Dem
Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den
die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. Etwaige
Schadensersatzansprüche des Versicherers bleiben unberührt.

9. Mehrfachversicherung
9.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist und ent-
weder die Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert
übersteigen oder aus anderen Gründen die Summe der Entschädigun-
gen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherun-
gen zu zahlen wäre, den Gesamtschaden übersteigt.
Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne dass der
Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des später
geschlossenen Vertrages verlangen.
Er kann auch verlangen, dass die Versicherungssumme auf  den Betrag
herabgesetzt wird, der durch die früher geschlossene Versicherung nicht
gedeckt ist; in diesem Fall ist der Beitrag entsprechend zu mindern.
Das Recht auf  Aufhebung oder Herabsetzung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nach-
dem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung oder Herabsetzung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die
Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

9.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der
Absicht abgeschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag
nichtig. Der Versicherer hat Anspruch auf  den Beitrag bis zu dem Zeit-
punkt, in dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kennt-
nis erlangt.

10. Obliegenheiten
10.1 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
10.1.1 Jeder Schadenfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen
(Ziffer 13). Dabei ist der Hergang des Schadenfalles in allen Einzelheiten
zu schildern. Der Schadensanzeige sind die zum Nachweis der Schaden-
höhe erforderlichen Belege beizufügen.
10.1.2 Bei Entwendung eines Gegenstandes ist die Polizei zu verständi-
gen, wenn die Schadenhöhe 50 Euro übersteigt.

10.2 Verletzung von Obliegenheiten
10.2.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der
Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Oblie-
genheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheits-
verletzung weder auf  Vorsatz noch auf  grober Fahrlässigkeit beruhte.
10.2.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer den Versicherungsschutz. Bei grob
fahrläs siger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige
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oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verletzung
einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf  diese
Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob
fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
10.2.3 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Oblie-
genheit arglistig verletzt hat. Die Bestimmungen gelten unabhängig
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 10.2.1 zustehendes Kündi-
gungsrecht ausübt.

10.3 Führt die Verletzung zu einer Gefahrerhöhung, so gilt Ziffer 5. Da -
nach kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt oder auch leistungs-
frei sein. 
Der Versicherer ist berechtigt, dem Versicherungsnehmer bei besonderen
Gefahrumständen Sicherheitsmaßnahmen aufzuerlegen.

10.4 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht dem
Versicherungsnehmer zu; dieser bleibt neben dem Versicherten für die
Erfüllung der Obliegenheit verantwortlich. Soweit die Versicherung zu -
gunsten Dritter abgeschlossen ist, finden alle in dem Versicherungsver-
trag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen Bestimmungen
auch auf  diese Person Anwendung.

11. Zahlung der Entschädigung
Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit der Beendigung der zur
Feststellung des Versicherungsfalles und des Umfanges der Leistung des
Versicherers notwendigen Erhebungen. Jedoch kann ein Monat nach
Anzeige des Schadens als Abschlagszahlung der Betrag beansprucht
werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. Der Lauf  der
Frist ist gehemmt, solange die Erhebungen infolge eines Verschuldens
des Versicherungsnehmers nicht beendet werden können.

12. Kündigung nach dem Versicherungsfall
12.1 Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide Parteien den
Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklä-
ren. Sie muss spätestens einen Monat nach dem Abschluss der Verhand-
lungen über die Entschädigung zugehen. Der Versicherer hat eine Kündi-
gungsfrist von einem Monat einzuhalten. Kündigt der Versicherungs -
nehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung sofort oder zu
einem späteren Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spätestens zum Schluss
der laufenden Versicherungsperiode.

12.2 Hat der Versicherer gekündigt, so ist er verpflichtet, für die noch
nicht abgelaufene Versicherungszeit den entsprechenden Anteil des Bei-
trags zu vergüten.

13. Anzeigen und Willenserklärungen
13.1 So weit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so weit in die-
sem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versiche-
rer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhält-
nis betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in
Textform abzugeben.

13.2 Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Ände-
rung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so genügt für eine Willens -
erklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer
bekannten Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung
des Briefes als zugegangen.

14. Verjährung
14.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jah-
ren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuches.

14.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versiche-
rer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem
Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem An -
spruchsteller in Textform zugeht.

15. Gerichtsstand
15.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versiche-
rers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das

Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

15.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Kla-
gen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben
werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den
Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. 

15.3 Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich
das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des
Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft
bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft
ist.

15.4 Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des Versiche-
rungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer nach dem
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständi-
gen Niederlassung.

16. Schlussbestimmung
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt
ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 


